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KRIPPEN 
Was für einen Weih
nachtszauber die Krip
penfreunde Liechten
steins im Triesner Saal 
präsentieren. 0 

ZT\s IMIX 
15 Ziegen gestohlen 
TRIESENBERG - In der Nacht vom 25. 
November auf den 26. November stahl eine 
bislang unbekannte Täterschaft 15 Ziegen. 
Die Ziegen befanden sich in einem Frei
laufstall in Triesenberg, Weiler «Foppa». 
Durch den Diebstahl entstand ein Vermö
gensschaden von rund 6000 Franken. Die 
Landespolizei bittet Personen, welche sach
dienliche Hinweise zum Tathergang liefern 
können, sich unter der Nummer 00423/ 
236 7111 zu melden. (pafl) 

Höheres Wachstum 
CHUR - Damit Graubünden als eigenstän
diger Wirtschafts- und Lebensrauni auch in 
Zukunft funktionieren kann, nuiss ein höhe
res Wachstum erzielt werden. Dieser 
Schluss wird im jüngsten Leitbild des kan
tonalen Wirtschaftsforunis gezogen. Das 
Bündner Amt für Wirtschaft und Tourismus 
hat gemeinsam mit dem Wirtschaftsform« 
das Leitbild aktualisiert. (sda) 
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AGRARPOLITIK 
Warum sich die FL-
Landwirtschaft gemäss 
Regierungsrat Alois 
Ospelt sehr positiv ent
wickelt hat. ~J 

FINAIMZPLATZ 
Warum die Bank Eber-
le & Behring AG in Va
duz ihre Geschäftstä
tigkeit freiwillig been
det. 1 5  

GWK: Es geht weiter 
Nach dem Fall der Zwangsmitgliedschaft: Neuorientierung 

SCHAAN - Die gute Nachricht 
vorweg: Die G1AIK gibt sich nach 
dem Fall der Zwangsmitglied
schaft optimistisch, will sich 
neue Strukturen geben und 
weiterhin den gesetzlichen Auf
trag erfüllen. 

»Peter Klndle 

«Wir haben das Urteil zur Kenntnis 
genommen», sagte GWK-Präsident 
Arnold Matt gestern vor den Me
dien, als die Verantwortlichen der 
Gewerbe- und Wirtschal'tskammer 
über «das Aushebeln der Zvvangs-
mitgliedschaft» informierten. «In 
der GWK sind liberal denkende 
Menschen am Werk, wir tragen kei
nen Trauerflor», so Matt. Die Ge
werbe- und Wirtschaftskammer 
hänge nicht mit allen Mitteln an 
dieser Zwangsmitgliedschaft. 

Neue Strukturen 
Man habe in der GWK mit dein 

Urteil in dieser Form spekuliert und 
sich rechtzeitig Gedanken über das 
«Wie weiter?» gemacht. Einziger 
Kritikpunkt Matts: Das späte Urteil 
des Staatsgerichtshofes habe nun 
fast ein Jahr an Arbeit gekostet, zu
mal man mit der Rechtsprechung 
schon im Mai gerechnet habe. 

Ein Termin mit der Regierung 
zur gemeinsamen Erarbeitung der 
rechtlichen Rahmenbedingungen 
sei bereits fixiert. «Es geht nun um 
die Richtungsfindung», so Arnold 
Matt. Die GWK werde nun eine 
Statutenänderung in Angriff neh
men und die Finanzierung sicher
stellen. «Die Sparmassnahmcn 
werden weiter geführt.» Eine ge
wisse Grösse für die Erhaltung der 
bestehenden Strukturen sei nötig, 
erklärten die Verantwortlichen. In 
Zukunft wolle man bei den Mitglie
dern auf Qualität setzen. 

Im Gegensatz zum Komitee, wel
ches sich gegen die Zwangsmit-
gliedschaft einsetzte, geht die 

GWK nicht davon aus, nur eine 
«Hülle ohne Mitglieder zu sein». 
Man wisse nicht, wie gross der 
Austrittsgedanke bei den Mitglie
dern sei, eine Entschlackung sehe 
man aber als Chance. 

Neue Inhalte? 
Die GWKAverde nun die im Prä

sidium bereits entwickelten Ideen 
betreffend neuer Inhalte im Kam
mervorstand und in den weiteren 
Gremien diskutieren und verab
schieden. «Sobald wir von unseren 
Gremien den Segen haben, werden 
wir unsere Ideen für die Zukunft 
auch öffentlich kommunizieren», 
so der optimistische GWK-Präsi
dent Arnold Matt. 

Oliver Gerstgrasser sieht die 
GWK weiterhin als Ansprechpart
ner für die «Kunden». Allerdings 
glaube er nicht, dass man sich mit 
dem definierten gesetzlichen Auf
trag als Marktunternehmen be
trachten dürfe. Seite 3 

Optimismus trotz «Aushebeln der Zwangsmitgiiedschaft» bei der GWK (v.l.): Präsident Arnold Matt, Vizepräsi
dent Herbert Steffen und Geschäftsführer Oliver Gerstgrasser. 

«Kein Produkt der Regierung» 
Wirtschaftsverbände zur «Marke Liechtenstein» 

VADUZ - «Das Konzept Dachmar
ke Liechtenstein isit kein Pro
dukt der Regierung Hasler, son
dern Ergebnis der Arbeit aller im 
Stiftungsrat vertretenen Institu
tionen und Verbände und damit 
bewusst überparteilich»: Das 
haben gestern die Präsidenten 
der vier bedeutendsten Wirt
schaftsverbände klargestellt. 

Im Sommer wurde die «Marke 
Liechtenstein» der Öffentlichkeit 
präsentiert. In letzter Zeit wurde 
von VU- und «Vaterland»-Seite ver
sucht, durch teils falsche Darstel
lungen und Aussagen Verunsiche
rung zu schaffen und damit offen
sichtlich die Regierung zu attackie

ren. Als Vertreter des Stiftungsrates 
von «Image Liechtenstein» haben 
sich die Präsidenten der Wirt
schaftsverbände des Landes nun zu 
Aussagen des VU-Ageordneten 
Walter Vogt zu Wort gemeldet. 

Kein Wahlkampfthema 
Die in der Stiftung vertretenen 

Verbände stellen klar, dass nicht 
die Regierung, sondern die Stif
tung Eigentümerin der Marke 
Liechtenstein ist. Aus diesem 
Grund erachten es die Präsidenten 
dieser Verbände als völlig deplat-
zifrt, dieses Thema zu verpolitisie
ren: «Wenn nun versucht werden 
sollte, dieses Thema zum Wahl-
kampfthema hochzuschaukeln, 

werden wir uns als Stiftungsräte 
und Vertreter unserer Verbände mit 
aller Kraft dagegen wehren.» 

Wahrnehmungsproblem 
Warum überhaupt eine Marke 

Liechtenstein? Dazu die Verbands-
prüsidenten: «Alle Analysen haben 
gezeigt, dass wir  ein Problem der 
Wahrnehmung und Wiedererken
nung Liechtensteins haben.» Um 
auch hier einen Schritt weiterzu
kommen, haben sich Wirtschaft und 
Politik an einen Tisch gesetzt und 
das vorliegende Konzept erarbeitet. 
«Im Sinne der Stärkung der positi
ven Wahrnehmung Liechtensteins» 
gelte es, mit verstärkter Kraft vor
wärts zu gehen. Seite 3 (mf) 

KNACKNUSS 
Wie die Vaduzer Ki
cker im letzten Spiel 
vor der Winterpause 
den FC Chiasso 
knacken wollen. 19 

KOMMENTAR 

Der Begriff Volksvermögcn ist 
zuletzt oft verwendet worden, 
aber Hand auf's Herz: Wissen 
Sie, was genau gemeint ist? 

Wie wir uns von der Konjunk-
turforschungsstelle aufklären 
licssen, ist das Volksvermögen 
das Reinvermögen einer Volks
wirtschaft und dazu gehören die 
Vermögensrechnungen sämt-

Volksvermögen und 
Finanzkompetenz 

licher Wirtschaftssubjekte, 
sprich aller Unternehmen sowie 
aller privaten und öffentlichen 
Haushalte. So viel zur Klärung 
des Begriffs, der von bestimm
ten Kreisen eher hemdsärmelig 
als volkswirtschaftlich korrekt 
verwendet wird. 

Regierungschef Otmar Hasler 
erlaubte sich deshalb kurzlich in 
einem Völksblatt-Interview zu 
vermerken, dass der Begriff 
Volksvermögen offensichtlich 
teils unterschiedlich interpretiert 
wird. Zitat: «Zunächst ist unklar, 
was das <Volksvermögen> genau 
ist, aber ich nehme an, damit ist 
das Reinvermögen des Landes 
gemeint.» Und was machte die 
Opposition? Flugs wird die Aus
sage des Regierungschefs ver
dreht, um seine Finanzkompe
tenz in Frggc zu stellen. Der Re
gierungschef habe ausgeführt, 
«dass er eigentlich nicht wisse, 
was das Volksvermögen umfas
se», und das «nach vier Jahren 
Verantwortung für das Ressort 
Finanzen», höhnte der VU-Ab-
geordnete Walter Vogt. Nun: Gut 
zu wissen, dass zumindest der 
Regierungschef weiss, wovon er 
spricht. 

Bleibt die Frage, warum dem 
Regierungschef falsche Worte in 
den Mund gelegt werden. Trotz 
schwieriger Börsenjahre und 
teils widriger weltwirtschaft
licher Rahmenbedingungen, die 
Liechtenstein als Exportnation 
besonders stark treffen, hat das 
«Volksvermögen» oder - um es 
korrekt zu sagen - das Reinver
mögen während der Amtszeit 
von Otmar Hasler gar zugenom
men. Um diesen Erfolg beneidet 
ihn nicht nur so mancher Fi
nanzminister im Ausland, son
dern offensichtlich auch die Op
position. Martin Frommelt 

Für Bilaterale II 
BERN - Der Stünderat hat gestern 
als erste Kammer die zweite Serie 
der acht bilateralen Abkommen mit 
der EU genehmigt. Nur das Polizei-
und Asylabkommen von Schen
gen/Dublin gab zu grossen Diskus
sionen Anlass. Vertreter der SVP 
rügten den zu grossen Souveräni
tätsverlust. Die grosse Mehrheit war 
aber der Auffassung, dass die Asso
ziierung an Schengen/Dublin mehr 
Vorteile als ein Abseitsstehen bringt. 
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